
 
Niederschrift 

 
aufgenommen bei der am Donnerstag, dem 18. Februar 2016, um 19:00 Uhr 
stattgefundenen Sitzung des Gemeinderates zu Wulkaprodersdorf, welcher eine 
ordnungsgemäße Einladung gem. § 36 der Gemeindeordnung vorausgegangen ist.  
 

Anwesend:  Bürgermeister Friedrich Zarits, Vbgm. Ing. Markus Krojer sowie Eva 
Dobrovits, MSc, GV Elisabeth Szuppin MA, Peter Pint und Sabine 
Szuppin als Vorstandsmitglieder, Manuel Bernhard, Melitta Handl, Birgit 
Dragschitz, Ing. Franz Mariel, Andreas Handl, Gerhard Wukovatz, Günter 
Tomassovits, Ing. Hans-Peter Gutdeutsch, und Dorothea Gradt  als 
Gemeinderäte. 

 
 AR Ferdinand Wutschitz und VB Claudia Schaffer als Schriftführer 
 
Abwesend: GR Claudia Wenko, GR Ing. Michael Semeliker, GR Viktor Mariel, GR 

Ulrike Thomschitz sowie GR Mag. Leopold Szemeliker, - alle entschuldigt 
 
GV Mag. Margarethe Krojer erscheint um 19.07 Uhr, vor Abstimmung des TOP 2) 
 
Vorsitzender eröffnet die Sitzung, konstatiert die Beschlussfähigkeit der Anwesenden 
und betraut mit der Legalisierung der Niederschrift Herrn GR Gerhard Wukovatz und  
Herrn GR Andreas Handl. 
 

Tagesordnung: 
 
 

01) Protokollgenehmigung 

02) Rechnungsabschluss 2015 

03) Klage gegen Arch. Kruczynski – Behandlung des bedingten Vergleiches 

04) Entwicklungskonzepte der Kinderbetreuungseinrichtungen 

05) Örtliches Entwicklungskonzept – Diskussion über die weitere Vorgangsweise 

06) Personalangelegenheiten 

07) Berichte 
a) Obmänner / Obfrauen 
b) Allgemein 

 
08) Allfälliges 

 
 
 
01) Protokollgenehmigung 

 
01) Protokollgenehmigung 



Vorsitzender ersucht um Genehmigung der Niederschrift vom 28.01.2016 bzw. um 
Wortmeldungen. 
 
Da es in diesem Zusammenhang keine Wortmeldungen gibt, ersucht er um 
Beschlussfassung. 
 

Bl.Zl. 3/2016 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig die Niederschrift vom 28.01.2016. 
 
 
 

02) Rechnungsabschluss 2015 

 
Bürgermeister führt aus, dass gem. § 75 (3) der GO nach Ablauf des Finanzjahres 
der Rechnungsabschluss 2015 erstellt wurde und nach Behandlung im GV zwei 
Wochen hindurch, dies war in der Zeit vom 04. Februar bis 18. Februar 2016, zur 
öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist, wobei hierzu keine Erinnerungen 
eingebracht wurden. 
 
Er führt weiter aus, dass sich der Soll-Überschuss auf € 161.000,-- erhöht hat ( es 
wurde berichtet, dass noch einige Umbuchungen getätigt werden); dass das 
Maastricht-Defizit sich um € 50.000,-- verringert hat und derzeit € 196.000,-- beträgt;  
die Einnahmen der Ertragsanteile haben sich um € 25.000,-- erhöht (wurde beim 
NVA vermindert, durch einige steuerlichen Bedingungen wurde aber wieder das 
ursprüngliche Resultat erreicht).  
Weiteres berichtet er, dass die Förderung für die Führung der 4. KG in Höhe von € 
32.000,-- noch rechtzeitig im HH-Jahr 2015 überwiesen wurde, und bei der 
Kommunalsteuer Mehreinnahmen von € 26.000,-- zu verbuchen waren. Auf der 
Ausgabenseite sind Mehrkosten von € 15.000,-- in Bereich Sozialausgaben zu 
verzeichnen und ebenfalls auch Überschreitungen der Lohnkosten bei den 
Gemeindearbeitern. 
Ebenfalls berichtet er über stark angestiegenen Kosten fürs Reinigungsmaterial in 
der Volkschule, die noch abgeklärt werden müssen.  
 
Dazu erläutert AL Wutschitz, dass Ende des Jahres noch eine Großbestellung für 
2016 gemacht wurde, aufgrund einer höheren Kinderanzahl und einer neuen 
Hygieneverordnung der enorme Verbrauch zwar teilweise erklärbar ist, aber die 
Gesamtkosten doch explodiert sind. Mit der Fa. Hagleitner wurde Kontakt 
aufgenommen, um einerseits günstigere Konditionen auszuhandeln und andererseits 
die Mehrkosten nachvollziehbar abzuklären.  
 
Über Anfrage von GR Gerhard Wukovatz bezüglich der erfreulichen Mehreinnahmen 
der Kommunalsteuer erläutert AL Wutschitz, dass ursprünglich vorsichtig, auf Basis 
des Vorjahres und der Hochrechnung im Okt. 2015, budgetiert wurde und sich gegen 
Ende des Jahres die Wirtschaft besser, als erwartet, entwickelt hat. 
 
Vorsitzender bemerkt dazu, dass er auch Klienten seiner Steuerberatungskanzlei, die 
einen Nebenstandort in Wulkaprodersdorf haben, nahegelegt hat, die 
Kommunalsteuer nicht nur am Hauptstandort abzuführen. 
 



Dazu erwähnt Vorsitzender noch den Vorteil der Vorsteuerabzugsfähigkeit bei den 
Kosten, die den Hort betreffen. 
 
GV Mag. Grete Krojer fragt zur VA-Stelle 2/211/871 nach, warum die € 10.000,-- 
nicht gutgeschrieben wurden. 
 
AL Wutschitz erläutert dazu, dass diese Position die endgültige Abwicklung des 
Umbaus der Volksschule betrifft. Laut Auskunft seitens des Landes (Fr. Gerstl) liegen 
der Akt und die Anträge auf, wurde aber im Jahr 2015 nicht mehr abgerechnet. Der 
weitaus höher zu erwartende Betrag wurde im VA 2016 berücksichtigt. 
 
Über Anfrage von Vizebürgermeister Ing. Markus Krojer wie die einzelnen 
Hochwasserprojekte bereits gefördert wurden, erklärt AL Wutschitz, dass die 
Förderquote beim Projekt RHB Hirmerbach dzt. ca. 75 – 80% beträgt, bei der 
Fischwanderhilfe-Renaturierung, die ja erst in diesem Jahr definitiv umgesetzt wurde, 
wurde aufgrund der einfacheren Förderschiene ebenfalls bereits ca.75-80% 
Fördermittel lukriert. 
 
Zum dritten Projekt RHB Wulka erläutert Vorsitzender, dass wahrscheinlich ein 
weiterer Kredit benötigt werden wird, um die Finanzierung bis zum Einlangen des 
Förderbetrages zu überbrücken. 
 
Vzbgm. Ing. Markus Krojer merkt dazu noch an, wie man auch an den  Ergebnissen 
des RA sieht, dass die Ausgaben von Jahr zu Jahr steigen und die 
Transferzahlungen des Landes immer mehr sinken, dass man sich bald seitens der 
Gemeinde damit beschäftigen sollte, wie man mehr Einnahmen lukreieren sollte. 
 
Vorsitzender stimmt dem zu. 
 
Nach Abklärung einzelner noch auftretender Verständnisfragen, stellt der 
Vorsitzende abschließend den Antrag, auf Beschlussfassung des Rechnungsab-
schlusses 2015. 
 

Bl.Zl. 4/2016 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Rechnungsabschluss 2015 wie folgt: 
 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Rechnungsabschluss 2014 wie folgt: 
 
 

I. Kassenabschluss 
 
 
Der Kassenabschluss per 31.12.2015, mit einem Endstand von € 898.627,85 wird 
der gegenständlichen Niederschrift als wesentlicher Bestandteil (Beilage 1) 
beigeschlossen. 

 
 

II. Haushaltsrechnung 
 



 
 
 
A. Ordentlicher Haushalt 
 

      Soll     Ist 

 

Einnahmen        2.832.260,01     3.160.211,89 

Ausgaben        2.670.970,74     2.819.106,95 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Überschuss/Abgang          161.289,27        341.104,94 

================================================================== 

 

 

 

 

B. Außerordentlicher Haushalt 

      Soll    Ist 

 

Einnahmen         1.937.512,72    2.142.602,43 

Ausgaben         1.882.660,92        2.072.493,83       

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Überschuss/Abgang             54.851,80           70.108,60 

=================================================================== 

 

C. Durchlaufende Gebarung 

 

            Soll            Ist 

 

Einnahmen                   926.915,93     1.375.549,97 

Ausgaben                   926.915,93                        888.135,66 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Überschuss/Abgang                   0,--        487.414,31 

=================================================================== 

 

 

 

III. Vermögensrechnung 

 

 Aktiva                          13,075.918,86 

 Passiva                           2,112.513,53 

--------------------------------------------- 

           Reinvermögen  10,963.405,33 

                                              =========================== 

 

 
 
03) Klage gegen Arch. Kruczynski – Behandlung des bedingten Vergleiches 

Vorsitzender berichtet über die zweite Verhandlung (allgemeine Darstellung, letzter 
Vergleich, zusätzl. Honorar von DI Kruczynski, Gegenverrechnung,…).Erstmals war 
der von Gericht bestellte Sachverständige, Ing. Baier aus Oberwart, anwesend. Nach 



Akteneinsicht sieht er seiner Meinung nach zwei Drittel der geklagten Kosten für die 
Gemeinde als berechtigt, ein Drittel könnte strittig werden (frustrierte Kosten, 
vorprozessuale Kosten,..). 
 
In der Verhandlung einigte man sich schließlich, vorbehaltlich der Zustimmung des 
Gemeinderates, auf € 30.000,-- und Übernahme der halben Anwaltskosten und 75 % 
der Gerichtskosten der Gemeinde durch den Beklagten. Dieser bedingte Vergleich 
hat eine Einspruchsfrist bis 22.02.2016. Seitens des Beklagten hat die 
Haftpflichtversicherung mitgeteilt, dass sie bereit wäre, dem Vergleich zuzustimmen 
und die Kosten zu übernehmen, seitens der Gemeinde ist ein GR-Beschluss 
notwendig, der heute gefasst werden sollte. Er ersucht um Wortmeldungen. 
 
Es entsteht eine kurze Diskussion bezüglich der Klagesumme und ob die Klage nicht 
weitergeführt werden soll. Vorsitzender merkt dazu an, dass zwar bei der 
Klagesumme ein höherer Betrag herausgeholt werden könnte, sich aber in Folge die 
Gerichtskosten, Anwaltskosten und Kosten für den Sachverständigen erhöhen 
würden und die Gemeinde im Endeffekt, selbst bei einem besseren 
Aufteilungsschlüssel, eine geringere Summe erhalten würde. 
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen mehr kommt, stellt der Vorsitzende den 
Antrag, in der Klage gegen Arch. Kruczynski, dem bedingten Vergleich in Höhe von € 
30.000,--, zusätzlich 50 % der der Gemeinde entstandenen Anwaltskosten sowie 
zusätzlich 75 % der der Gemeinde entstandenen Gerichtskosten, zuzustimmen. 
 

Bl.Zl. 5/2016 
 
Der Gemeinderat beschließt mit 12:4 (4 Gegenstimmen: GV Mag. Margarethe Krojer, 
GV KF Sabine Szuppin, GR Gerhard Wukovatz, GR Günter Tomassovits) in der 
Klage gegen Arch. Kruczinsky, den bedingten Vergleich in Höhe von € 30.000,--, 
zusätzlich 50 % der der Gemeinde ent-standenen Anwaltskosten sowie zusätzlich 75 
% der der  Gemeinde entstandenen Gerichtskosten, anzunehmen.  
 
Nach Abstimmung entsteht noch einmal eine kurze Diskussion über eventuelle 
Alternativen. 
 
 
04) Entwicklungskonzepte der Kinderbetreuungseinrichtungen 

 
Vorsitzender führt aus, dass die Entwicklungskonzepte der Kinderbetreuungs-
einrichtungen mit den Leiterinnen erstellt und den Fraktionen zugestellt wurden.  
 
GV Eva Dobrovits MSc fragt nach wie der Bedarf erhoben wurde und wie die 
Öffnungszeiten in den Ferien im Kindergarten geregelt sind.  
 
Es entwickelt sich eine eingehende Diskussion über die vorliegenden 
Erhebungsunterlagen (mehrfach wurden die Erhebungsbögen verändert, Erfassung 
über WEGKIGA, …) und schließlich stellt GV Eva Dobrovits, MSc fest, dass in 
Ableitung des Erlasses eindeutig Bedarfserhebungen vorgenommen dürfen bzw. 
empfohlen werden, um für zukünftige Entwicklungen rechtzeitig Vorsorge treffen zu 
können.  
 



Vorsitzender stimmt dem zu und führt an, dass als Grundlage, wie vorgesehen, in 
erster Linie die Geburtendaten herangezogen wurden, und berichtet in weiterer Folge 
über den am 16.02.2016 stattgefundenen Elternabend aller Kinderbetreuung-
seinrichtungen. Er führt an, dass die Reaktionen auf die Tariferhöhung kaum negativ 
ausgefallen sind. Eine Mutter fragte nach, ob im Kindergarten die Öffnungszeiten am 
Freitag bis 15:00 Uhr verlängert werden könnten. Das Problem ist aber, dass diese 
Zusatzleistungen nicht gesondert verrechnet werden können, sondern nur über 
Beitragserhöhungen, d.h. die Kosten für einzelne Zusatzleistungen tragen alle mit. 
Auch seitens der KG-Inspektorin wurde signalisiert, dass bei gesonderter 
Verrechnung von diesen Zusatzleistungen die Förderung gestrichen wird. 
 
Nach einer weiteren kurzen Diskussion über die zukünftigen Erstellung der 
Entwicklungskonzepte der Kinderbetreuungseinrichtungen (bereits im Herbst des 
jew. Jahres – vor Erstellung des folgenden Voranschlages, …) stellt der Vorsitzende 
den Antrag, den vorliegenden Entwicklungskonzepten für die Kinderkrippe, den 
Kindergarten und den Hort zuzustimmen. 
 

Bl.Zl. 6/2016 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vorliegenden Entwicklungskonzepte für 
die Kinderkrippe, den Kindergarten sowieden Hort. 
 
 
05) Örtl. Entwicklungskonzept – Diskussion über die weitere Vorgangsweise 
 
Vorsitzender führt aus, dass aufgrund eines E-Mails von GV KF Sabine Szuppin 
schon bei der letzten GR-Sitzung eine Diskussion entstanden ist, wobei man sich 
schließlich darauf geeinigt hatte, sich zu diesem Thema in den einzelnen Fraktionen 
zu beraten. 
 
Bürgermeister berichtet über das Beratungsergebnis der ÖVP-Fraktion. 
Grundsätzlich scheint eine Stärken-Schwächen-Analyse notwendig, wobei er als 
größte Schwäche die finanzielle Situation sieht. Bevor man sich mit konkreten 
Detailprojekten auseinandersetzt, sollte man sich u.a. Gedanken über die Lukrierung 
von Mehr-Einnahmen machen, um Projekte überhaupt zu finanzieren (ohne 
Mehrbelastung für die Bevölkerung). 
 
GV KF Sabine Szuppin erwähnt, dass es in ihrem Schreiben um die 
Kostenabweichung der Fa. Traffix beim Dorfentwicklungskonzept geht, worauf GR 
Ing. Hans Peter Gutdeutsch feststellt, dass es Auffassungsunterschiede zwischen 
Konzept und Projekt gibt. 
 
Darauf liest GV KF Sabine Szuppin einen Auszug aus des DE-Richtlinien 2015 vor 
und es entsteht eine Diskussion über Wirtschaftlichkeit, Kultur und Soziales, 
Förderungen, Nutzung (Umbau Gemeindeamt), die Vzbgm. Krojer beendet, indem er 
darauf hinweist, dass es eigentlich darum geht ob mit der Fa. Traffix weitergearbeitet 
wird oder nicht, wobei das für ihn kein Thema ist, da es einen gültigen GR-Beschluss 
gibt. Sollte es Missverständnisse mit DI Käfer geben, sind diese zu klären. 
 
GV Mag. Grete Krojer weist darauf hin, dass das Angebot der Fa. Traffix wenig 
beinhaltet und alle weiteren Aufgaben (Möglichkeiten und Erarbeitung von 



Förderungen, Umsetzungspläne, Abschlussbericht) optional angeboten werden und 
zusätzliche Kosten verursachen. Die beiden anderen Anbieter ÖAR und ÖIR haben 
diese Aufgaben in ihren Angeboten bereits als Bestandteil angeführt.  
 
Daraufhin entwickelt sich eine eingehende Diskussion über die fachliche Kompetenz 
von DI Käfer und die Eindrücke des ersten Dialogabends. Schließlich einigt man sich 
darauf, dass Vertreter der einzelnen Fraktionen mit DI Käfer ein Treffen vereinbaren, 
um alle Standpunkte noch einmal darzulegen und einen Konsens zu finden. Dabei 
sollen u.a. die Kosten noch einmal zur Sprache gebracht werden.  
 
06) Personalangelegenheiten 

Verfassung einer gesonderten Niederschrift gem. § 45 (8) Bgld. GO 
 
 
07) Berichte 
 
zu a) 
 
GV Mag. Grete Krojer, Obfrau des Umweltausschusses berichtet über die am 
15.02.2016 stattgefundene Umweltausschuss-Sitzung, dass sich die Kosten für 
Sperrmüll nun doch um ein Drittel reduziert haben, die braunen Säcke für den 
Restmüll von der Bevölkerung gut angenommen werden und sich auch die Kosten 
für das Biomaterial eingependelt haben.  
 
Vorsitzender führt aus aktuellem Anlass an, dass es eine gravierende Änderung bei 
der Entsorgung von Bauschutt gegeben hat, die AL Wutschitz wie folgt erläutert: 
Aufgrund der mit 1.1.2016 in Kraft getretenen Baustoff- Recyclingverordnung 
(Bundesgesetz) ist nunmehr noch genauer zu trennen. Die VO ist leider ohne 
konkrete Umsetzungsrichtlinien und ohne detaillierte Absprache mit den Ländern in 
Kraft getreten. Um die Kosten für die Gemeinde halbwegs im Rahmen zu halten 
wurde auf der Sammelstelle ein zweiter Bauschuttcontainer aufgestellt und der 
Bauschutt wird getrennt nach a) sortenreinen, wiederverwertbaren Baurestmassen 
bis 5 % Fremdstoffgehalt (nicht kostenpflichtig), das sind ausschließlich Ziegel und 
Beton und b) nach Baurestmassen, die mehr als 5 % Fremdstoffe enthalten 
(Bauschutt vermischt mit Fliesen, Keramik, Ton, Eternit). Die Kosten für diese 
Entsorgung werden ca. € 8.000,-- bis € 10.000,-- pro Jahr mehr betragen. 
Informationen an die Bevölkerung zu dieser Änderung wurden bereits ausgeschickt. 
 
GV Mag. Grete Krojer berichtet weiter, dass am 17.03.2016 um 18.30 Uhr ein 
Vortrag von Arch. DI Bauer stattfindet – „Entdämmt Euch“ - der sich mit den Vor- und 
Nachteilen des Dämmens von Häusern beschäftigt. 
 
Die heurige Flurreinigung findet am 12.03.2016 statt, der Ablauf ist so wie in den 
Vorjahren geplant. 
 
Ebenfalls geplant ist noch ein Vortrag über das Kompostieren. Auch für den 
„Autofreien Tag“ gibt es neue Ideen, die aber noch genauer besprochen werden 
müssen. 
 
Dazu weist Vorsitzender darauf hin, dass es sicher Probleme geben wird, bezüglich 
der neuen Registrierkassenpflicht. Dazu entsteht eine kurze Diskussion. 



 
 
Der Obmann des Bauausschusses, GR Ing. Hans Peter Gutdeutsch, berichtet über 
die am 16.02.2016 stattgefundene Bauausschuss-Sitzung. Hauptthema war die LED-
Straßenbeleuchtung. Dazu waren zwei Firmen zur allgemeinen Information 
eingeladen, und zwar ein Planungsbüro und eine Firma, die in Wulkaprodersdorf 
(z.B. Kleegasse) schon einige Leuchtmittel installiert hat. Das Ergebnis war, dass 
man durch eine LED-Straßenbeleuchtung im Jahr ca. € 18.000,-- Kosten einsparen 
könnte (Strom- und auch Wartungskosten). Im Zuge des Beratungsgespräches 
wurde auch darüber informiert, dass lt. Gesetz u.a. auch Anlagenbücher zu führen 
sind (Lichtpunkte, Leitungen, Verteiler). 
 
Als weiterer Punkt wurde der Umbau und die Sanierung des Gemeindeamtes 
besprochen, wo dringender Handlungsbedarf besteht. 
 
 
zu b) 
 
Vorsitzender berichtet, dass in der letzten GV-Sitzung über eine Schließanlage in der 
Volksschule gesprochen wurde. Dieses Thema wurde schon vor einigen Jahren 
diskutiert und aufgrund eines aktuellen Anlassfalles wieder aufgegriffen. Nach 
Rücksprache mit Pint Peter liegt ein Angebot dafür schon auf, das nun adaptiert 
werden soll und man könnte die Anlage ohne großen baulichen Aufwand installieren. 
 
Des Weiteren teilt er mit, dass es ein positives Gespräch des Sportvereines WP mit 
dem Pfarrmoderator gegeben hat und die heurige Weinkost u.a. aus 
finanztechnischen Gründen als 2-Tages-Sportlerfest im Franziskusheim stattfinden 
wird. 
 
In der GV-Sitzung wurde weiters besprochen, dass seitens der Gemeinde 
Servicemaßnahmen für die Pflege der Grundstücke über Fremdfirmen angeboten 
werden sollen und die Gemeinde dabei als Vermittler fungieren soll. Aufgrund 
diverser Anfragen von älteren Gemeindebürgern (Entfernern der Blätter aus 
Dachrinnen, Baum- und Strauchschnitt im Privatgartenbereich…) sollte man sich 
damit auseinandersetzen. Aufgrund einiger Anregungen wurde ein Angebot von der 
Fa. Ptacek aus Zemendorf über Baumschnitt und Pflegemaßnahmen im öffentl. 
Straßenbereich bereits eingeholt, ein weiteres wird noch folgen.  
 
Vorsitzender teilt mit, dass am 17.03.2016 die Generalversammlung des 
Verschönerungsvereines stattfinden wird. Daraufhin wird festgestellt, dass es zu 
Teminkollisionen mit dem Umweltausschuss und den Naturfreunden kommt. 
Vorsitzender wird das dem Verschönerungsverein mitteilten um einen anderen 
Termin festzulegen. 
 
Zum sozialen Netzwerk berichtet er, dass Spenden von Frau Grafl Christa, Bauer 
Marianne und Meixner Veronika eingegangen sind. In der Sitzung am 07.03.2016 
soll sich der Sozialausschuss damit auseinandersetzen, wie dieses Geld eingesetzt 
werden soll. 
 



Bürgermeister berichtet, dass aufgrund der dringenden Anfrage der Fa. König im 
Industriegebiet eine schnellere und bessere Internet-Verbindung benötigt wird. 
Daraufhin wurden zwei Angebote eingeholt. 
 
A1 – Kosten für die Gemeinde ca. € 40.000,--, wobei die Gemeinde kräftig für die A1-
Internetverbindungen die Werbetrommel rühren sollte. 
Kabelplus – Kosten für die Gemeinde ca. € 8.000,--, die selbst davon betroffene Fa. 
Tarrody übernimmt kostenlos die Grabungsarbeiten im Bereich der Gemeindestraße. 
 
Vorsitzender erwähnt dazu, dass diese Maßnahme sehr dringend ist, da es sich bei 
der Fa. König um eine Firma handelt, die durch die große Anzahl der Mitarbeiter, 
hohe Summen an Kommunalsteuer an die Gemeinde abführt. Daraufhin entsteht 
eine kurze Diskussion betreffend Kommunalsteuer der Firma König. 
 
GR Ing. Hans Peter Gutdeutsch weist darauf hin, dass beim Verkauf der Flächen im 
Industriegebiet oft große Flächen verkauft werden und diese mit Lagerhallen verbaut 
oder gar nicht bebaut werden und man dann doch keine Einnahmen an 
Kommunalsteuer erhält. 
 
Dazu erläutert AL Ferdinand Wutschitz, dass in allen Verträge enthalten ist, dass pro 
1.000 m² Industriegrund für einen Mitarbeiter Kommunalsteuer an die Gemeinde 
abzuführen ist, auch wenn auf dem Grundstück nichts gebaut wurde. Zusätzlich   
besteht für diese Grundstücke ein Vorkaufsrecht für die Gemeinde.  
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, stellt Vorsitzender daraufhin den 
Antrag diese Thematik gem. § 38 (2) Bgld. GO in die Tagesordnung als zusätzlichen 
TO-Punkt, wie folgt aufzunehmen: Kostenbeitrag für die Internet-Adaptierung im 
Industriegebiet Der bisherige TOP 08) Allfälliges soll nachgereiht und unter Punkt 09) 
behandelt werden. 
 

Bl.Zl. 7/2016 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig gem. § 38 (2) Bgld. GO die Aufnahme eines 
weiteren Punktes in die Tagesordnung, wie folgt: Kostenbeitrag für die Internet-
Adaptierung im Industriegebiet. Der bisherige TOP 08) Allfälliges soll nachgereiht 
und unter Punkt 09) behandelt werden 
 
Zum Thema „Gebetshaus in der Wiener Straße 91“ berichtet der Bürgermeister, dass 
er in einem Gespräch mit einem Bürger aus Zagersdorf, der sich aufgrund seiner 
Glaubensrichtung selbst über den Stand der Dinge informiert hat, erfahren konnte, 
dass der erste Verein von der Islamischen Glaubensgemeinschaft nicht anerkannt 
war und jetzt die Gründung eines zweiten Vereines geplant ist. Darauf folgte ein 
Gespräch mit dem zukünftigen Obmann des geplanten Vereines (ein Bürger aus 
Wiesen) der versichert hat sich der Sache anzunehmen, um keinen negativen 
Eindruck zu hinterlassen. Seitens der Gemeinde wurde ihm mittgeteilt, dass ein 
Aufforderungsschreiben an den Grundeigentümer mit dem Ersuchen um 
Bekanntgabe der Nutzung ergangen ist und dieser in weiterer Folge aufgefordert 
wurde, der Einreichung der erforderlichen Bauunterlagen nachzukommen. Die Frist 
endete am 16.02.2016, ohne jegliche Stellungnahme. 
 



Am 17.02.2016 führte der Vorsitzende ein Gespräch mit dem Anwalt der Islamischen 
Glaubensgemeinschaft in Wien, der darüber informiert wurde, dass eine andere, als 
gewerbliche, Nutzung dieses Objektes derzeit nicht möglich ist. Sollte eine Nutzung 
in anderer als gewerblicher Form erfolgen, würde im Vorfeld die Einleitung eines 
Umwidmungsverfahrens erforderlich. Der Bürgermeister teilte ihm weiters mit, dass 
ein offener Dialog seitens des Eigentümers und der Islamischen Glaubens-
gemeinschaft mit der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf gewünscht wird. Der 
Rechtsanwalt teilte mit, dass er rechtlich alles prüfen und dafür sorgen wird, dass die 
derzeitigen Tätigkeiten eingestellt werden.  
 
Es entsteht eine kurze Diskussion betreffend Zuständigkeit und die weitere 
Vorgehensweise. 
 

08)  Kostenbeitrag für die Internet-Adaptierung im Industriegebiet 
 
Vorsitzender stellt den Antrag, die Arbeiten der Internet-Adaptierung im 
Industriegebiet an die Fa. Kabelplus GmbH, Südstadtzentrum 4, 2344 Maria 
Enzersdorf, zu vergeben, wobei die der Kostenanteil für die Gemeinde € 8.000,-- 
beträgt. 
 

Bl.Zl. 8/2016 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Arbeiten der Internet-Adaptierung im 
Industriegebiet an die Fa. Kabelplus GmbH, Südstadtzentrum 4, 2344 Maria 
Enzersdorf, zu vergeben, wobei die der Kostenanteil für die Gemeinde € 8.000,-- 
beträgt. 
 
 

09)  Allfälliges 
 
Aufgrund von Anfrage von GR Ing. Hans Peter Gutdeutsch antwortet Vorsitzender, 
dass die Kostenbeteiligung für die Fischwanderhilfe von € 80.000,-- des 
Wasserbandes Wulkatal eingelangt ist.   
 
GV KF Sabine Szuppin stellt fest, dass die notwendigen Renovierungen der ehem. 
„Notfallklasse“ in der Volksschule noch nicht getätigt wurden.  
 
AL Ferdinand Wutschitz erläutert dazu, dass mehrere Spenglerfirmen damit 
beauftragt wurden, den Grund für den offens. Wassereintritt aufzuklären. Letztendlich 
wurde nunmehr mit der Fa. Schmiedl (Zirkovitsch Stefan) vereinbart, die 
Angelegenheit einer letztmaligen Prüfung zuzuführen.  
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, gratuliert der Vorsitzende GR Ing. 
Franz Mariel zu seinem begangen 38. Geburtstag und wünscht ihm weiterhin alles 
Gute und Gesundheit für die Zukunft.  
 
 
Danach schließt der Vorsitzende um 21.05 Uhr die Sitzung.  
 
 

Der Bürgermeister:    Die Schriftführer:     Die Beglaubiger: 
 



 


